
Trotz des schnellen Wachstums von E-Commerce nutzen 
die meisten luxemburgischen Unternehmen den digitalen 
Binnenmarkt noch nicht optimal. 

Nur 15 % der luxemburgischen Einzelhändler verkau-
fen online an Verbraucher in anderen EU-Ländern. Gleichzei-
tig verkaufen 25 % online in ihrem eigenen Land. 

Unterschiede in nationalen Vertragsgesetz-
gebungen sind für über die Hälfte der lux-
emburgischen Händler (52 %), die derzeit 
online verkaufen, ein bedeutendes Hindernis 
für grenzüberschreitende Verkäufe. 

Wenn die gleichen Regeln für E-Commerce 
in der gesamten EU angewendet würden, 
würden 53 % der luxemburgischen Unter-
nehmen, die entweder aktiv oder interessiert 
an einem grenzüberschreitenden Onlinehandel 
sind, „definitiv“ oder „in gewissem Rahmen“ mit grenzüber-
schreitenden Onlineverkäufen beginnen oder diese ausweiten.
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Worin besteht das ungenutzte Potenzial von  
grenzüberschreitendem E-Commerce in Luxemburg?

Luxemburgischen Verbrauchern entgeht auch die Mög-
lichkeit einer grenzüberschreitenden Produktauswahl und 
besserer Preise. 

Mangelndes Vertrauen spielt eine Schlüssel-
rolle: Nur 56 % der luxemburgischen Ver-
braucher fühlen sich beim Online-Einkauf 
in einem anderen EU-Staat sicher.
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Welche Lösung schlägt  
die Europäische Kommission vor?

Die Kommission schlägt zwei Richtlinien vor: eine für digitale Inhalte und eine andere für Waren. 
Damit wird gewährleistet, dass die wichtigsten Regeln für Vertragsrechte in der gesamten 

EU für Onlinekäufe von Waren und die Lieferung von digitalem Inhalt gleich sind.

Wie werden diese Richtlinien das Leben  
der Unternehmen in Luxemburg verbessern?

Wie werden diese Richtlinien das Leben  
der Verbraucher in Luxemburg verbessern?

Unternehmen in Luxemburg werden Kunden aus der 
gesamten EU auf Grundlage der gleichen Regeln für Ver-
tragsrechte digitale Inhalte zur Verfügung stellen können 
und so auch Waren online an Kunden aus der gesamten 
EU verkaufen. Dies schafft rechtliche Sicherheit und eine 
unternehmensfreundliche Umgebung.

Wenn digitaler Inhalt zur Verfügung gestellt 
wird, fallen für luxemburgische Unternehmen 
keine Kosten für die rechtliche Fragmentierung 
an, die ohne EU-weite Richtlinien und auch 
dadurch entstehen, dass einige Mitgliedstaa-

ten bestimmte nationale Verordnungen einsetzen. Beim 
Verkauf von Waren sparen Unternehmen die Kosten für 

die Anpassung an die Regeln für Vertragsrechte jedes 
Mitgliedstaats, in dem sie verkaufen wollen. 

Gemeinsame Regelungen in der EU mindern 
die auf das Vertragsrecht bezogenen Beden-
ken der Verbraucher. Mehr Verbraucher werden 
ermutigt, Onlinekäufe in anderen EU-Ländern 

zu tätigen, und sie bilden so einen Markt von bis zu 70 Mil-
lionen grenzüberschreitenden Onlinekäufern. Dies öffnet 

neue Märkte und ist besonders von Vorteil für 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU), die ih-
ren Kundenstamm ausbauen und oft über ihren 
Heimatmarkt hinausgehen müssen.

Verbraucher in Luxemburg werden Zugang zu Angeboten 
von mehr Händlern in der EU haben und deshalb von einem 
größeren Produktangebot zu wettbewerbsfähigeren 
Preisen profitieren.

Verbraucher haben bestimmte Rechte mit einem hohen 
Schutzniveau, wenn sie auf digitale Inhalte zugreifen und 
Waren online kaufen. Für digitale Inhalte gelten die Regeln 
unabhängig davon, ob Verbraucher mit Geld zahlen oder 
dem Anbieter für den Zugang zum Inhalt ihre persönlichen 
Daten geben (z. B. bei der einfachen Registrierung).
 

Drei von zehn Hauptsorgen der Verbraucher beim On-
linekauf in anderen EU-Staaten hängen mit den wichtigsten 
Vertragsrechten zusammen, wie etwa Nichtlieferung ihrer 
Bestellung, Lieferung eines falschen oder beschädigten 
Produkts oder Reparatur und Umtausch mangelhafter Ware. 

Mindestens 70 Millionen Verbraucher in der 
EU hatten in den letzten 12 Monaten ein 
oder mehrere Probleme mit nur vier bekann-
ten Arten von digitalem Inhalt (Musik, Anti-Virus, 
Spiele und Cloud Storage). Jedoch wurden nur 10 % dieser 
Verbraucher Lösungen angeboten. Durch diese ungelösten 
Probleme haben Verbraucher in der EU einen finanziellen und 
nicht finanziellen Schaden erlitten, der geschätzt zwischen 9 
und 11 Mrd. EUR liegt. 
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Wie werden diese Richtlinien  
zum Wirtschaftswachstum beitragen?

Es wird erwartet, dass das derzeitige EU-BIP 
durch die höhere wirtschaftliche Aktivität 
um 4 Mrd. EUR zunehmen wird. 

Luxemburgs BIP im Besonderen soll um un-
gefähr 10 Mio. EUR wachsen.

Mehr Wettbewerb wird dazu führen, dass die 
Verbraucherpreise in der gesamten EU sinken. 
Dies wird zu einer weiteren Stärkung der Ver-
braucherinteressen führen und den Konsum 
der Haushalte in der EU um schätzungsweise 
18 Mrd. EUR, gemessen am jetzigen Stand, 
steigern. 

In Luxemburg wird der Konsum der Haus-
halte durch die sinkenden Verbraucherpreise 
um schätzungsweise 24 Mio. EUR zunehmen.

Der Abbau von Hindernissen im Zusammenhang mit dem Vertragsrecht  
wird den grenzüberschreitenden Handel erleichtern. 

DIGITALER INHALT: 

Haftung des Anbieters bei Mängeln: Wenn 
der digitale Inhalt mangelhaft ist, kann der Ver-
braucher Abhilfe verlangen. Es gibt keine zeitli-
che Begrenzung für die Haftung des Anbieters 

für solche Mängel, denn anders als bei Waren nutzen sich 
digitale Inhalte nicht ab. 

Umkehr der Beweislast: Wenn die digitalen 
Inhalte mangelhaft sind, ist es nicht die Aufgabe 
des Verbrauchers zu beweisen, dass der Mangel 
zum Lieferzeitpunkt bestand. Stattdessen muss 

der Anbieter beweisen, dass dies nicht der Fall war. Dies ist 
durch die technische Natur der digitalen Inhalte wichtig, 
denn dabei kann es besonders schwierig für Verbraucher 
sein, den Grund für ein Problem zu beweisen. 

Recht zum Beenden eines Vertrags: Ver-
braucher werden das Recht haben, Langzeit-
verträge und solche Verträge zu beenden, 
an denen der Anbieter wesentliche Änderungen 
vornimmt.

WAREN: 

Umkehr der Beweislast für zwei Jahre: 
In Luxemburg muss ein Verbraucher, der in-
nerhalb eines Zeitraums von 6 Monaten nach 
Abhilfe für Mängel bei einem Produkt fragt, 

nicht beweisen, dass der Mangel schon zum Lieferzeitpunkt 
bestand; es ist Aufgabe des Verkäufers, das Gegenteil 
zu beweisen. Der Zeitraum, während dem der Verkäufer der 
Beweislast unterliegt, wird jetzt auf zwei Jahre ausgeweitet. 

Kleine Fehler: Wenn der Verkäufer eine man-
gelhafte Ware nicht reparieren oder ersetzen 
kann, haben Verbraucher das Recht, den Ver-
trag zu beenden und ihr Geld zurückzubekom-
men. Das gilt auch bei kleinen Mängeln. 

Gebrauchtwaren: Für online eingekaufte Gebrauchtwaren 
können Käufer nun innerhalb eines Zweijahreszeitraums 
ihre Rechte wahrnehmen, wie es auch für neue Waren gilt, 
anstatt des einjährigen Zeitraums, der momentan in Luxem-
burg angewandt wird.



#DigitalSingleMarket
http://ec.europa.eu/justice/dsm

Vĕra Jourová, Kommissarin für Recht, Verbraucher und Gleichstellung der Geschlechter  #VeraJourova

Generaldirektion Justiz und Verbraucher  #EU_consumer   EUJustice   EUJustice
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